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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordnete 
Frau 
Dann 
(DIE GRÜNEN) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von DDR-
Zeitungen mit Bezug auf Quellen in der Bundes-
republik Deutschland gegebene Information, 
wonach der Bundesnachrichtendienst den Tele-
fonverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR auf Computerbasis 
lückenlos kontrolliere und rund 1,6 Millionen 
Briefe pro Jahr auswerte, mindestens 5 000 pro 
Tag? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

2. Abgeordneter 
Dr. Weng 
(Gerlingen) 
(FDP) 

Ist die Bundesregierung bereit, den vorgesehe-
nen Umbau des Gästehauses „Petersberg" ohne 
den vorgesehenen Rundbau (Empfangsgebäu-
de) durchzuführen, und welche Kosteneinspa-
rung wäre damit verbunden? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

3. Abgeordneter 
Catenhusen 
(SPD) 

Wurden oder werden gentechnologische Arbei-
ten zur Erforschung der „Erogene" genannten 
Erbabschnitte des menschlichen Genoms und 
zur Gewinnung des von ihnen produzierten Ei-
weißstoffs, des Pheromons, mit öffentlichen Mit-
teln, z. B. des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie, gefördert? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

4. Abgeordneter 
Dolata 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Verblei-
ben einer Vielzahl in der Bundesrepublik 
Deutschland aus- oder weitergebildeter Ärzte 
aus Afrika und anderen Ländern, die im Rahmen 
der Entwicklungshilfe hier ihr Studium absol-
vierten, jedoch an eine Rückkehr in ihr Heimat-
land nicht mehr denken, womit der Steuerzahler 
damit nicht nur Konkurrenz für die Mediziner 
deutscher Herkunft finanziert, sondern – was 
schlimmer ist – auch den Export der Intelligenz 
der entsprechenden Entwicklungsländer? 
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5. Abgeordneter 
Dolata 
(CDU/CSU) 

Wäre Abhilfe dann möglich, wenn zukünftig 
deutsche Wissenschaftlerteams in den in Frage 
stehenden Ländern der Dritten Welt selbst Stu-
dienhilfen durchführten, zu deren Wohle und 
unserer Entlastung? 

6. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 

Sind für die im Zusammenhang mit den Sonder-
hilfen für Afrika durchgeführten Maßnahmen, 
wie sie in der Antwort der Bundesregierung auf 
die Frage 118 in der Drucksache 10/2988 er-
wähnt worden sind, hinaus weitere Sonderaktio-
nen zur Ausschöpfung der im Einzelplan 23 für 
das Jahr 1984 eingestellten Barmittel durchge-
führt worden, die im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit unter dem Stich-
wort „Barmittelaktion" liefen? 

7. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 

Wenn ja, in welcher Höhe? 

8. Abgeordneter 
Duve 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Zunahme 
der staatlich sanktionierten Morde in Guatemala 
im Lichte ihrer Absicht, diesem Land verstärkte 
Entwicklungshilfe zukommen zu lassen? 

9. Abgeordneter 
Duve 
(SPD) 

Erwägt die Bundesregierung die Absage des Be-
suchs von Bundesminister Dr. Warnke, oder wel-
che anderen Maßnahmen sind geplant, die ge-
eignet sind dazu beizutragen, daß den grausa-
men Menschenrechtsverletzungen in Guatemala 
Einhalt geboten wird? 

10. Abgeordneter 
Schanz 
(SPD) 

Stimmt die Bundesregierung der Feststellung zu, 
daß die Förderung der Eigenversorgung unter-
entwickelter Länder mit Medikamenten zu den 
vom Deutschen Bundestag einstimmig beschlos-
senen Grundlinien gehört und daß daher z. B. 
der Aufbau einer Medikamentenproduktion in 
Bangladesh einen höheren Stellenwert hat als 
die Versorgung der Hauptstadt Dakka mit einem 
digitalen Telefonsystem? 

11. Abgeordneter 
Schanz 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß sie 
den Partnern von NichtRegierungsorganisatio-
nen vorschreiben darf, welche Finanzierungsin-
stitutionen sie benutzen sollen, und ist ihr be-
kannt, daß die Firma GPL (Gonosastaya) bei der 
Philpa-Bank Bangladesh einen Kredit in Höhe 
von 1,5 Millionen DM aufgenommen hat, um mit 
eigener Kraft zur Produktionsausweitung beizu-
tragen und zudem einen weiteren Kredit in Höhe 
von 6,5 Millionen DM beantragt hat? 

12. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 

Auf welchem Stand sind die Vorbereitungen der 
Bundesregierung für das Ende April geplante 
erste Expertengespräch in Pa ris zur Ausgestal-
tung eines deutsch-französischen Freiwilligen-
dienstes? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtscha ft  

13. Abgeordneter 
Dr.-Ing. Kansy 
(CDU/CSU) 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über die Entwicklung der Arbeitsprodukti-
vität in der Bauwirtschaft in den vergangenen 
Jahren und die daraus resultierende Entwick-
lung der tatsächlichen Baukapazität vor? 

14. Abgeordneter 
Menzel 
(SPD) 

Hält es die Bundesregierung mit Sinn und Inhalt 
der für die Handwerkskammern geltenden 
Wahlrechtsvorschriften vereinbar, wenn die Ar-
beitgeberseite die von der Arbeitnehmerseite für 
Vorstandsfunktionen vorgeschlagenen Kandida-
ten blockiert und mit ihrer Mehrheit ihr geneh-
me Kandidaten vorschlägt und durchsetzt, und 
gedenkt die Bundesregierung – für den Fall, daß 
die Wahlvorschriften eine solche Praxis zulas-
sen – sie so zu ändern, daß der Arbeitnehmersei-
te zustehende Funktionen nicht gegen den Wil-
len der Mehrheit der Arbeitnehmerseite besetzt 
und abberufen werden kann? 

15. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung gegen die Dumpinglieferungen bei Möbeln 
aus der DDR, Rumänien und anderen Ostblock-
staaten angesichts eines Anstieges der DDR-Be-
züge im Jahr 1984 um 13,8 v. H. und der Rumä-
nien-Importe um 30,2 v. H. zu unternehmen, und 
ist die Bundesregierung auch bereit, notfalls eine 
Kontingentierung vorzunehmen? 

16. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Möbelindustrie, daß es sich bei den Möbelimpor-
ten aus Ostblockländern weitgehend um Dum-
pingpreise handelt, die aus devisenpolitischen 
Gründen unter den Entstehungskosten zum Teil 
unter den Materialpreisen der Bundesrepublik 
Deutschland liegen? 

17. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 

Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzu-
setzen, -daß in Zukunft Betriebe des Zonenrand-
gebietes auch bei Modernisierungsinvestitionen 
gefördert werden, die der Erhaltung qualifizier-
ter Arbeitsplätze dienen? 

18. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(Bremen) 
(DIE GRÜNEN) 

Ist die Bundesregierung angesichts des Jahres-
abschlusses 83/84 der Klöckner AG weiterhin 
bereit, eine Stahlfusion zwischen Klöckner und 
Krupp zu subventionieren, und wenn ja, in wel-
cher Höhe? 

19. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(Bremen) 
(DIE GRÜNEN) 

Bestehen bei der Bundesregierung Pläne, einen 
möglichen Konkurs der Klöckner Werke AG ab-
zuwenden, oder im Konkursfall die betroffenen 
strukturschwachen Regionen Bremen und Osna-
brück finanziell zu unterstützen? 
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20. Abgeordneter 
Urbaniak 
(SPD) 

Wie begründet die Bundesregierung ihre Auffas-
sung, daß die Beschlüsse zur europäischen Stahl-
politik, die der Ministerrat der EG in Brüssel 
gefaßt hat und die vom Bundesminister für Wirt-
schaft begrüßt wurden, keine Nachteile für die 
deutsche Stahlindustrie mit sich bringen? 

21. Abgeordneter 
Urbaniak 
(SPD) 

Beabsichtigt die Bundesregierung im Zusam-
menhang mit diesen Beschlüssen, der deutschen 
Stahlindustrie weitere Hilfen zukommen zu 
lassen? 

22. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 

Welche Baukapazität ist nach Auffassung der 
Bundesregierung in den nächsten zehn Jahren 
zur reibungslosen Erfüllung der Normalbauauf-
gaben und der nach den Bauschadenberichten 
des Bundesministers für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau und des Bundesministers für 
Verkehr erforderlichen Bauleistungen notwen-
dig, und was wird die Bundesregierung tun, um 
zu verhindern, daß die Baukapazität unter dieses 
notwendige Volumen sinkt? 

23. Abgeordneter 
Grünbeck 
(FDP) 

Sieht die Bundesregierung konkrete Möglich-
keiten, um das weitere Vordringen österreichi-
scher Firmen im Bau- und Ausbaugewerbe im 
südbayerischen Raum einzugrenzen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

24. Abgeordneter 
Eylmann 
(CDU/CSU) 

Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung 
über den Umfang der Schwarzarbeit im Bau-
haupt- und Baunebengewerbe vor, und welche 
Auswirkung hat die Schwarzarbeit auf die Ar-
beitslosigkeit in diesem Wirtschaftszweig? 

25. Abgeordneter 
Eylmann 
(CDU/CSU) 

Hält die Bundesregierung durchgreifende Maß-
nahmen gegen die Schwarzarbeit für notwendig, 
und hält sie insbesondere in diesem Zusammen-
hang die Einführung eines Sozialversicherungs-
nachweises für sinnvoll? 

26. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 

Wieviel Anträge auf Bezuschussung des Vorru-
hestandsgelds wurden seit Inkrafttreten des Ge-
setzes bei den Arbeitsämtern insgesamt gestellt, 
und wieviel Arbeitsplätze wurden damit zur 
Wiederbesetzung durch jüngere Beschäftigte 
frei? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

27. Abgeordneter 
Pauli 
(SPD) 

Wie kommt es dazu, daß Staatssekretärs Dr. Rühl 
mir auf meine schriftliche Anfrage vom 28. März 
1985 antwortet, es sei im Ernst-Rodenwaldt-In-
stitut „im Rahmen der in Koblenz durchgeführ-
ten klinischen Prüfung des Schnupfensprays 
... bei keinem der 246 Freiwilligen zu irgend-
welchen durch das Medikament bedingten ge-
sundheitlichen Störungen oder gar Zwischenfäl-
len gekommen", obwohl im Gegensatz hierzu 
der zuständige Institutsleiter solche Schwierig-
keiten gegenüber der Wochenzeitung „Koblen-
zer Schängel" einräumte und solche Schwierig-
keiten durch in der Presse dargestellte Einzel-
fälle belegt sind, und ist hieraus zu schließen, 
daß sich die Bundesregierung von den ihr unter-
stellten Behörden nicht korrekt und umfassend 
informieren läßt? 

28. Abgeordneter 
Pauli 
(SPD) 

Stimmt die Bundesregierung mit den Pressebe-
richterstattungen über die Vorgänge im Ernst-
Rodenwaldt-Institut bezüglich der umstrittenen 
„Nasenspraystudie" in der Wochenzeitung „Ko-
blenzer Schängel" überein, und wenn nicht, in 
welchen Einzelaspekten des Gesamtsachver-
halts hat die Bundesregierung eine andere Auf-
fassung? 

29. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung dem Anliegen der 
Gemeinden im deutsch-niederländischen Grenz-
raum entsprechen und Bemühungen um eine 
Verminderung des Fluglärms aufnehmen? 

30. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 
(SPD) 

Welchen Einfluß kann die Bundesregierung auf 
die Festlegung der Einflugschneisen und der 
Flughöhen im Bereich des Flughafens Rheine

-

Hopsten für deutsche und NATO-Flugzeuge 
nehmen? 

31. Abgeordneter 
Catenhusen 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestäti-
gen, wonach die amerikanische Armee mit Hilfe 
von Bundeswehr-Spezialisten in einem neuen 
Hochsicherheitslabor in der Wüste von Utah mit 
Erogen experimentiert, und zu welcher Einheit 
gehören diese Bundeswehr-Spezialisten („Zeit" 
vom 4. April 1985)? 

32. Abgeordneter 
Kolbow 
(SPD) 

Welche nuklearen Mittelstreckensysteme kürze-
rer Reichweite (inclusive nuklearfähiger Flug-
zeuge) und nuklearen Kurzstreckensysteme 
werden von der Bundesregierung für eine 
Sprengkopfmodernisierung in Betracht gezogen, 
die der NATO-Oberbefehlshaber in Europa ge-
mäß dem Beschluß der NPG-Ministerkonferenz 
vom 26./27. März 1985 als Empfehlung zu erar-
beiten hat? 
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33. Abgeordneter 
Kolbow 
(SPD) 

Trifft es zu, daß der Bundesminister der Verteidi-
gung mit dem US-Verteidigungsminister eine 
Vereinbarung über die Einführung des amerika-
nischen IFF-Systems MARK-15 in der bundes-
deutschen Luftwaffe getroffen hat, und welche 
Gründe waren gegebenenfalls dafür maßge-
bend? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 

34. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 

Wann gedenkt die Bundesregierung eine Beru-
fungskommission zur Wahl des neuen Präsiden-
ten des Bundesgesundheitsamtes einzusetzen? 

35. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 

Wann ist mit der Berufung des neuen Präsiden-
ten des Bundesgesundheitsamtes zu rechnen? 

36. Abgeordneter 
Müller 
(Düsseldorf) 
(SPD) 

Hat die Bundesregierung – wie die Interessenge-
meinschaft der Videothekare Deutschlands e. V. 
(Landesverband Nordrhein-Westfalen) meint – 
mit  ihrem jüngsten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Jugendschutzgesetzes auch „unsinnige Be-
stimmungen" vorgeschlagen, die jedoch in den 
inzwischen abgeschlossenen Gesetzgebungs-
verfahren verhindert werden konnten, und um 
welche Bestimmungen handelt es sich gegebe-
nenfalls? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

37. Abgeordneter 
Hansen 
(Hamburg) 
(SPD) 

In wechen Dienstbereichen der Bundesbahn-Di-
rektion Hamburg sind bis 1990 Personalreduzie-
rungen vorgesehen? 

38. Abgeordneter 
Hansen 
(Hamburg) 
(SPD) 

In welchem Umfang sieht die Bundesregierung 
im Bereich der Bundesbahn-Direktion Hamburg 
Personaleinsparungen vor? 

39. Abgeordneter 
Reimann 
(SPD) 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
die Sicherheit des Transportes chemischer Güter 
im Inland vor, beispielsweise über Zahl und 
Häufigkeit staatlicher Kontrollen bzw. über die 
Unfälle in der Vergangenheit bis heute von ihren 
Ursachen und Auswirkungen her? 
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40. Abgeordneter 
Reimann 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung angeben, welche Ur-
sachen bzw. Mängel am häufigsten waren bei 
Unfällen mit dem Transport  chemischer Güter in 
den Chemiestädten Ludwigshafen, Frankfurt/ 
Main und Leverkusen? 

41. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre-
gierung aus der Häufung von Lastkraftwagen

-

Unfällen, insbesondere bei Nebel und Glatteis, 
auf den Bundesautobahnen zu ziehen, um damit 
die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer zu er-
höhen? 

42. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
Lastkraftwagen mit dem sogenannten Antiblok-
kiersystem auszurüsten, da damit das Querstel-
len der Anhänger bei plötzlichem und scharfem 
Bremsen wirkungsvoll vermieden werden kann 
und der Bremsweg – laut Information des 
ADAC – erheblich verkürzt wird, und hält die 
Bundesregierung es auf Grund dieser Tatsache 
nicht für zwingend erforderlich, diese Antiblok-
kiersystem-Ausrüstung für Zugmaschinen mit 
Anhängern vorzuschreiben? 

43. Abgeordneter 
Hettling 
(SPD) 

Warum mißachtet die Bundesregierung den ein-
mütigen Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 15. Dezember 1982 zum Problem „Führen 
fremder Flaggen" (Billigflaggen), indem sie ihre 
Verhandlungsdelegation bei der UN-Konferenz 
über die Registrierung von Seeschiffen anweist, 
im Rahmen der OECD-Länder zu verhandeln, 
die die wirtschaftliche Verbindung zwischen 
Schiff und Flaggenstaat verhindern wollen und 
damit dem „Trend" zur Billigflagge, wie es der 
Auftrag des Deutschen Bundestages an die Bun-
desregierung ist, (300 Schiffe = ca. 40 v. H. 
der deutschen Handelsflotte) nicht begegnet? 

44. Abgeordneter 
Hettling 
(SPD) 

Mit welchen Maßnahmen wi ll  die Bundesregie-
rung erreichen, daß die ca. 300 Schiffe deutscher 
Reeder, die unter fremder Flagge (Billigflaggen) 
fahren, wieder die deutsche Flagge führen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

45. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 

Auf welchem Wege und gegebenenfalls von 
wem ist der Bundesregierung mitgeteilt worden, 
daß die neun entsandten deutschen Lehrer an 
der Ahmani-Oberschule in Kabul nicht mehr tä-
tig sein dürfen? 

46. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 

Mit welcher Begründung ist der Bundesregie-
rung dies mitgeteilt worden, und was hat sie 
gegen dieses Tätigkeitsverbot, das offensichtlich 
einer Ausweisung und der Schließung der Schu-
le gleichkommt, getan? 
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47. Abgeordneter 
Dr. Weng 
(Gerlingen) 
(FDP) 

Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft dafür 
Sorge zu tragen, daß bei gastlichen Veranstal-
tungen, Empfängen und ähnlichen Anlässen des 
Bundeskanzlers, der Mitglieder der Bundesre-
gierung sowie der Botschafter der Bundesrepu-
blik Deutschland nicht nur Weißwein einheimi-
scher Produktion, sondern entgegen der seitheri-
gen Gepflogenheit auch Rotwein, z. B. der her-
vorragenden Sorten Trollinger, Burgunder und 
Lemberger angeboten wird? 

48. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage und 
die Entwicklung im Sudan nach der Machtüber-
nahme durch General Suwar el-Dahab? 

49. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 

Steht die Ablehnung der Registrierung und da-
mit Zulassung eines „Verbandes der Deutschen" 
als eines privatrechtlichen Vereins durch die pol-
nischen Behörden (siehe u. a. die Meldung in der 
„Welt" vom 11. April 1985) nach Auffassung der 
Bundesregierung im Einklang mit dem auch in 
Polen in Kraft befindlichen Internationalen Pakt 
der Vereinten Nationen über bürgerliche und 
politische Rechte (Artikel 22 und 27) sowie mit 
den Vereinbarungen in der KSZE-Schlußakte von 
Helsinki und dem abschließenden Dokument 
des KSZE-Folgetreffens von Madrid, und was 
wird die Bundesregierung bilateral sowie im 
Rahmen des KSZE-Prozesses unternehmen, um 
den Menschenrechten der betroffenen Deut-
schen gegenüber den polnischen Behörden zur 
Durchsetzung zu verhelfen? 

50. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 

Wie viele Asylbewerber erwartet die Bundesre-
gierung im Jahr 1985 neu in der Bundesrepublik 
Deutschland (darunter wie viele für Baden-Würt-
temberg?), und welche Maßnahmen plant die 
Bundesregierung, damit die zu erwartende neue 
Asylanten-Flut von den Ländern und Gemein-
den bewältigt werden kann? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

51. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 
(SPD) 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung klarzustellen, daß es keine Entschädi-
gungszahlungen an Landwirte durch Wasserver-
sorgungsunternehmen geben kann, wenn Land-
wirten bei Gefahr der Beeinträchtigung des 
Grundwassers die Verwendung von schädlichen 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln untersagt 
wird? 

52. Abgeordneter 
Haase 
(Fürth) 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit, dem verstärkten 
Druck der Landwirtschaft dahin gehend Rech-
nung zu tragen, das 5. Gesetz zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes so zu ändern, daß da-
mit bei Verboten für die Verwendung von Dün- 
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ge- und Pflanzenschutzmitteln, die zur Grund-
wassergefährdung führen können, ein Entschä-
digungsanspruch zu Lasten der Wasserversor-
gungsunternehmen und damit des Wasserprei-
ses festgestellt wird? 

53. Abgeordnete 
Frau 
Weyel 
(SPD) 

Welche Personen oder Institutionen können dem 
Sachverständigenrat für Umweltfragen Arbeits-
aufträge erteilen? 

54. Abgeordnete 
Frau 
Weyel 
(SPD) 

Hat die Bundesregierung dem Sachverständi-
genrat ihrerseits schon Arbeitsaufträge erteilt, 
und welche waren das? 

55. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über linksextremistische Bestrebungen im Zu-
sammenhang mit der Solidaritätskampagne für 
die sandinistische Regierung in Nicaragua? 

56. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 

Worin bestehen die personellen und materiellen 
Hilfeleistungen deutscher Linksextremisten für 
das Regime in Nicaragua? 

57. Abgeordneter 
Sielaff 
(SPD) 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der Entscheidung der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz, entgegen der ursprünglichen 
Vorstellung zur Förderung der ostdeutschen Kul-
turarbeit (siehe Drucksache 10/2178 S. 5) nun 
doch keinen Lehrstuhl für ostdeutsche Landes-
forschung an der Universität Mainz zu schaffen? 

58. Abgeordneter 
Sielaff 
(SPD) 

Ist die Aufgabe der geplanten Professur für ost-
deutsche Landesforschung an der Universität 
Mainz mit der Bundesregierung abgestimmt 
worden, und hält die Bundesregierung es eben-
falls für sinnvoller, die vorhandenen Forschungs-
aktivitäten in diesem Bereich zu koordinieren 
und durch ein Förderungsprogramm zu unter-
stützen und zu verstärken? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

59. Abgeordneter 
Dr. de With 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die in Pressemeldun-
gen erwähnte Auffassung des Generalbundes-
anwaltes Rebmann, daß die vorzeitige Veröffent-
lichung der Verhaftung Kaczmareks durch die 
Tageszeitung „Die Welt" die erhoffte Ergreifung 
eines weiteren Agenten zunichte gemacht habe, 
und wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung 
Maßnahmen zu ergreifen, um zukünftig frühzei-
tige Veröffentlichungen vermeiden zu können, 
die Strafverfolgungsmaßnahmen hindern? 
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60. Abgeordneter 
Dr. de With 
(SPD) 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung gegebenenfalls zu ergreifen? 

61. Abgeordneter 
Dr. Schwenk 
(Stade) 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die schnell 
wachsende Zahl von Rechtsanwaltsniederlas-
sungen und die sich daraus ergebenden Folgen 
für die Rechtspflege? 

62. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 

Ist bei einer Ehescheidung zwischen einer/ 
einem deutschen Staatsbürgerin/Staatsbürger 
und einer/einem ausländischen Bürgerin/Bürger 
der Versorgungsausgleich für den deutschen 
Ehepartner gesichert, wenn diese/dieser Auslän-
derin/Ausländer sich im Zuge von gesetzlichen 
Regelungen (Rückkehrförderung) den Renten-
anteil von der Rentenversicherung ausbezahlen 
ließ, und wenn nein, denkt die Bundesregierung 
daran, eine Regelung vorzuschlagen? 

63. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(CDU/CSU) 

Sieht die Bundesregierung das Vertrauen in die 
Rechtsprechung durch die steigende Verwen-
dung von nicht entzifferbaren Bußgeldbeschei-
den gefährdet? 

64. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(CDU/CSU) 

Was kann die Bundesregierung gegebenenfalls 
im Rahmen ihres Verantwortungsbereichs dage-
gen unternehmen? 

65. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 

Ist die Bundesregierung zu einer Gesetzesinitia-
tive bereit, mit der § 142 Strafgesetzbuch (uner-
laubtes Entfernen vom Unfa llort) dahin gehend 
geändert wird, daß ein Unfallbeteiligter nicht 
bestraft wird, wenn er, eventuell eingegrenzt auf 
Sachschäden, den Unfall  innerhalb von 24 Stun-
den meldet? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

66. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

Ist die Rechnung des Parlamentarischen Staats-
sekretärs Dr. Häfele (Handelsblatt vom 22. Fe-
bruar 1985) zutreffend, daß für Kauf- oder Bau-
willige eines Einfamilienhauses bis zu einem 
Preis von 275 000 DM (ohne Kosten für das 
Grundstück) das geltende Recht günstiger ist als 
das von der Bundesregierung neu beschlossene? 

67. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Bezieher kleiner und mittlerer Einkom-
men, bei denen der unerfüllte Wunsch nach dem 
Erwerb von Wohneigentum besonders groß ist, 
nach der Konzeption der Bundesregierung fak-
tisch schlechter gestellt werden als nach dem 
geltenden Recht? 
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68. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 

Wird der Bundesminister der Finanzen dem An-
trag des Bundesministers für Arbeit und Sozia-
lordnung folgend unverzüglich weitere Haus-
haltsmittel aus Haushaltsresten von 1984 und 
weitere Verpflichtungsermächtigungen für bau-
wirksame Verstärkungsmittel des Bundes für Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen freigeben, und 
über welche Beträge kann die Arbeitsverwal-
tung nach dieser Entscheidung in den nächsten 
Wochen verfügen? 

69. Abgeordneter 
Grünbeck 
(FDP) 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, um auf eine Verbesserung der wettbe-
werbsverzerrenden Freimengenregelung im 
deutsch-österreichischen Grenzverkehr hinzu-
wirken? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

70. Abgeordneter 
Carstensen 
(Nordstrand) 
(CDU/CSU) 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
ob und wie das Referenzpreissystem für Karpfen 
beim Import aus Drittländern, insbesondere aus 
Ungarn und der CSSR, unterlaufen wird? 

71. Abgeordneter 
Carstensen 
(Nordstrand) 
(CDU/CSU) 

Welche Vorkehrungen sind unternommen wor-
den, um die in Belgien grassierende Afrikanische 
Schweinepest von den Mast- und Zuchtbestän-
den in der Bundesrepublik Deutschland abzu-
halten? 

72. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 

Welche Maßnahmen haben die Bundesregie-
rung und die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaft eingeleitet, um den Rindfleischmarkt 
zu stützen, und welche Auswirkungen werden 
gegebenenfalls davon erwartet? 

73. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 

Wie schätzt die Bundesregierung die Entwick-
lung der Schweinepreise in den nächsten Wo-
chen ein, und ist sie eventuell gewillt, in Brüssel 
eine Erhöhung der Exporterstattung für Schwei-
nefleisch zu beantragen? 

Bonn, den 12. April 1985 








